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Betrifft: Stellungnahme des UPV zur geplanten Änderung des Bundesge­

setzes über geisteswissenschaftliche und naturwissenschaft­
liche Studienrichtungen 

Der UPV gibt innerhalb der vorgesehenen Begutachtungsfrist (31.Jänner 
1989) folgende Stellungnahme ab: 

Der UPV beqrüßt grundsätzlich alle Maßnahmen, die zur Aufwertung, zur 
Anhebung des Niveaus, zur qualitativen Verbesserung der Ausbildung, 
des Studiums, im vorliegenden Fall in der zweiten Studienrichtung füh­
ren. In diesem Sinne unterstützt er die geplante Einführung einer kom­
missionellen Abschlußprüfung für Lehramtsstudenten in der zweiten Stu­
dienrichtung bzw. wünscht diese Prüfung als Überblicksprüfung, abzule­
gen vor einern Prüfungssenat. Der Ausbildungsstand in der zweiten Stu­
dienrichtung kann und soll auf diese Weise wenigstens in etwa jenem 
in der ersten Studienrichtung angeglichen werden. 

Die Lehramtsabsolventen werden häufig im ersten Fach verwendet, zum 
Teil auch auf eigenen Wunsch. Die Änderung läge also auch diesbezüg­
lich im Interesse des Betroffenen selbst. 

Die EG-Konformität, insbesondere im Sinne einer vergleichbaren Quali­
tät, stellt ein weiteres wichtiges Argument dar, das in Zukunft zuneh­
mend zu bedenken sein wird, auch dann, wenn es zu keiner Vollmitglied­
schaft Österreichs bei der EG kommen sollte. Eine weitere Integration 
erscheint jedenfalls unerläßlich. Der UPV tritt aus wissenschaftlichen 
bzw. bildungspolitischen Gründen für eine Vollmitgliedschaft Öster­
reichs ein . S1:)eziell im Zusammenhang mit der EG, mit der Internationa­
lität der Wissenschaft ist eine bessere bzw. zusätzliche "Sprachbe­
herrschung" von besonderer Bedeutung. Generell muß die Wettbewerbs­
fähigkeit - auch der Absolventen - erreicht und/oder gewahrt werden, 
um auf dem Arbeitsmarkt bestehen zu können. 

Ein formaler Aspekt,zu Artikel 11: Dieser Artikel sollte besser lauten: 
"Dieses Bundesgesetz ist auf jene ordentlichen Hörer anzuwenden, die 
bei Inkrafttreten den ersten Studienabschnitt noch nicht abgeschlossen 
haben". Die derzeit vorliegende Formulierung ist zumindest mißverständ­
lich. 
In diesem Sinne begr'üßt und wünscht der UPV eine Änderung des Bundesge­
setzes über geisteswissenschaftliche und naturwissenschaftliche Stu­
dienrichtungen. 

Eine Durchschrift dieser Stellungnahme ergeht an das BMfWuF (GZ.68 336/ 
39-15/88). \ I ' .  
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(O.Univ.-Prof.Dr.A.kolb, Vorsitzender) 
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